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V. AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK 
1. EXPORTRISIKOGARANTIE (ERG) 
Die schweizerische Exportrisikogarantie ist ein Instrument, das der Bund dem 
Exporteur zur Verfügung stellt, um ihm den Abschluss von Auslandsgeschäften 
zu erleichtern. Diese Unterstützung wird vom Exporteur besonders geschätzt, 
wenn wegen der politisch und wirtschaftlich unsicheren Verhältnisse im Abneh-
merland Schwierigkeiten des Zahlungseingangs zu befürchten sind. Die Garan-
tien decken hauptsächlich Lieferungen in Entwicklungsländer. Ende 1995 
erreichte das Gesamtengagement der ERG 6,4 Milliarden Franken. Die 1995 
erteilten Neugarantien beliefen sich auf 2,1 Milliarden Franken. Die ERG hat 
163 Millionen Franken Schadenauszahlungen vor allem infolge von Schul-
denkonsolidierungsabkommen geleistet. Im Juli 1996 hat die ERG ihr 
Dienstleistungsangebot erweitert, um die Konkurrenzfähigkeit der Schweizer 
Exporteure und die Beschäftigung in der Schweiz zu fördern. Schliesslich gab es 
im Herbst 1996 eine lebhafte Auseinandersetzung wegen grundsätzlicher Anfra-
gen an die ERG um Garantien für Lieferungen, die bei Annahme des Schweizer 
Angebots für den Drei-Schluchten-Damm am Jangtsekiang in China bestimmt 
wären. 
Die ERG wurde 1934 als Organisation des Bundes mit dem Auftrag geschaffen, 
die Beschäftigung und den Export zu fördern. 1980 hat das Parlament dem ERG-
Gesetz folgende Bestimmung hinzugefügt (Art. 1, Abs. 2): "Bei Exporten nach 
ärmeren Entwicklungsländern hat der Bund die Grundsätze der schweizerischen 
Entwicklungspolitik mitzuberücksichtigen." 
Die Garantiepolitik und die Garantiebedingungen der ERG sind der gesetzlichen 
Auflage unterworfen, langfristig die Eigenwirtschaftlichkeit zu erreichen. Eine 
ERG-Kommission aus acht vom Bundesrat ernannten Mitgliedern prüft die 
Garantiegesuche 1. Kommt die Kommission zu einer positiven Beurteilung, wer-
den die Gesuche je nach Garantiesumme an die zuständigen Bundesorgane wei-
tergeleitet. Gesuche von grundsätzlicher Tragweite und solche, denen aus ande-
ren Gründen eine besondere Bedeutung zukommt, werden dem Bundesrat zum 
Entscheid vorgelegt. 
Die ERG nimmt dem Exporteur bei seinen Auslandsgeschäften bestimmte Risi-
ken ab, die weder von ihm noch vom ausländischen Käufer beeinflussbar sind. 
Es handelt sich dabei um folgende Risiken: 
1
 Die Kommission bestand 1996 aus vier Vertretern des Bundes (BAWI, DEZA, Finanzverwaltung, BIGA), drei Vertre-
tern der Privatwirtschaft (Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein, Verein Schweizerischer Maschinen-Indu-
















Politisches Risiko Politische Ereignisse, die den Abnehmer daran hindern, die 
vereinbarten Zahlungen zu leisten. 
Transferrisiko- Die Zahlungen des Abnehmers werden wegen der Devisen-
kontrolle oder infolge einer Umschuldung der externen Schuld 
seines Landes nicht überwiesen. 
Delkredererisiko (auch kommerzielles Risiko genannt) Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungs-
verweigerung öffentlich-rechtlicher Abnehmer oder gem-
einnütziger Unternehmen. Auf Anfrage des Exporteurs kann 
dieses Risiko auch für private Abnehmer gedeckt werden, 
wenn diese die Zahlungsgarantie einer vonder ERG oder vom 
Staat akzeptierten Bank erhalten haben. 
Eventualrisiko der Fremdwährungsgeschäfte Im Rahmen einer der drei obigen Fälle kann der 
Exporteur sich gegen Zahlung eines Prämienzuschlags die 
Entschädigung in Schweizer Franken zum Wechselkurs im 
Zeitpunkt des Schadeneintritts berechnen lassen. 
Fabrikationsrisiko Ein Schaden, der sich aus der Unmöglichkeit ergibt, infolge 
politischer Ereignisse oder staatlicher Massnahmen die Liefe-
rung der Waren vorzunehmen. 
Quelle: Exportrisikogarantie für schweizerische Arbeitsplätze: Überblick. Zürich, Geschäftsstelle für die Exportrisiko-
garantie, Juli 1996 (Zusammenfassung der Aufstellung von Seite 7 und zusätzliche Informationen). 
Die Tabelle fasst die derzeitigen ERG-Leistungen zusammen. Die ERG hat ihr 
Leistungsangebot im Juli 1996 erweitert. Beim Delkredererisiko akzeptiert sie 
von jetzt an auch die Zahlungsgarantien von ihr zugelassener Privatbanken des 
Schuldnerlandes. Hingegen versichert sie das Risiko der Zahlungsunfähigkeit 
eines privaten Käufers wie in der Vergangenheit auch weiterhin nicht. Was die 
Garantie des Eventualrisikos von Fremdwährungsgeschäften betrifft, so darf 
diese nicht mit der früheren Währungsrisikogarantie verwechselt werden. Diese 
Deckung konnte unabhängig von den übrigen ERG-Leistungen erlangt werden 
(siehe Einzelheiten unter der Rubrik "Erweiterung der ERG-Leistungen"). 
• Neugarantien 1995 
Der reale Zuwachs des Betrags der Neugarantien erreichte 1995 rund 6 Prozent. 
Dieses Ergebnis stellt eine Verbesserung gegenüber dem Vorjahr dar, das einen 
effektiven Rückgang von rund 13 Prozent verzeichnet hatte. Beim Vergleich ist 
eine Änderung der Verbuchungspraxis bei den Garantien berücksichtigt 2. 
Die Statistik der Neugarantien gemäss dem Betrag der Lieferungen weist grosse 
Unterschiede auf: ein Fünftel der Gesuche betreffen kleine Beträge (bis 0,5 Mil-
lionen Franken), machen aber nur 0,9 Prozent der Summe der Neugarantien aus. 
Hingegen erreichen fünf Grossprojekte zusammen 837 Millionen Franken, das 
heisst 39 Prozent der 1995 garantierten Summen. Es sei darauf verwiesen, dass 
über die Hälfte der Gesuche (288 von 522) auf der Ebene der Branchenverbände 
(hauptsächlich von der Schweizerischen Gesellschaft für chemische Industrie) 
geprüft wurden. In diesen Fällen hat die ERG sogenannte Globalgarantien 
gewährt, welche ein Viertel des Betrags der Neugarantien ausmachten. 
2
 Grossaufträge, die 1994 abgeschlossen wurden, sind 1995 zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens gebucht worden. 
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Man stellt auch grosse Unterschiede bei der Branchenaufteilung fest. 1995 hat 
die Maschinenindustrie 74 Prozent der Garantien erhalten. Da die Ausrüstungen 
im allgemeinen über viele Jahre hin amortisiert werden, beantragen die Käufer 
oft eine Finanzierung, bevor sie einen Vertrag unterzeichnen. Die chemische 
Industrie hat ihrerseits 24 Prozent der Garantien erhalten. 
Der Anteil der ERG-versicherten Geschäfte an den schweizerischen Gesamt-
ausfuhren beträgt zwischen 2 und 3 Prozent und ist somit weiterhin relativ 
gering. Bei den Ausfuhren in ärmere Entwicklungsländer überwiegt hingegen 
manchmal der Anteil der ERG-versicherten Geschäfte, da die privaten Institutio-
nen die mit den Exporten in diese Länder verbundenen Risiken selten decken. 
Tabelle Nr. 18 
Geographische Aufteilung der Neugarantien 
1994 1995 
Ländergruppen Mio. Fr. Anteil in % Mio. Fr. Anteil in % 
Europa 148.9 11.2 195.1 9.1 
Mittel-Osteuropäische Länder 28.5 2.1 61.8 2.9 
Zentral- und Südamerika 110.0 8.3 10.5 7.5 
Afrika 31.4 2.4 123.1 5.6 
Asien 1'010.7 76.0 1'515.6 70.5 
Australien - - 95.0 4.4 
Total 1'329.5 100.0 2'149.3 100.0 
davon: 
OECD-Staaten 153.8 11.6 309.9 14.4 
64 ärmere Länder 375.3 28.2 868.0 40.4 
davon: 
- Zentral- und Südamerika 1.0 0.1 
-
-
- Afrika 78.4 5.9 85.5 4.0 
- Asien 295.9 22.3 782.6 36.4 
Quelle: ERG-Jahresbericht 1995, Juni 1996, Tabellen 3 und 5. 
Wie in den Vorjahren wurde der grösste Teil der 1995 versicherten Geschäfte mit 
Ländern in Asien abgewickelt. Sie machten 71 Prozent der Neugarantien aus. In 
weitem Abstand folgte an zweiter Stelle Europa (hauptsächlich die Türkei) mit 9 
Prozent der Garantien. Die Exporte nach Lateinamerika machten, obwohl sie 
bedeutend sind, nur 7 Prozent der Garantien aus. Schliesslich wurden 6 Prozent 
der Garantien für Exporte nach Afrika (vor allem Ägypten, Algerien, Simbabwe 
und Südafrika) gewährt 3. 
3
 Aufgrund der mangelnden Transparenz der Statistik kann keine Analyse der Entwicklung der einzelnen Länder vor-
genommen werden. Die Hilfswerke fordern seit langem die Veröffentlichung detaillierter Statistiken, jedoch wird 















• Gesamtengagement der ERG 
Der seit fünfzehn Jahren zu verzeichnende Rückgang des ERG-Gesamt-
engagements hat sich auch 1995, aber langsamer fortgesetzt. Ende des Jahres 
erreichte das Gesamtengagement 6,4 Milliarden Franken, hauptsächlich für Lie-
ferungen in die Entwicklungsländer. 
Tabelle Nr. 19 
Geographische Aufteilung des Gesamtengagements 
1994 1995 










Europa 942.2 14.3 -9.4 825.7 13.0 -12.4 
Mittel-Osteuropäische 
Länder 251.0 3.8 -51.3 222.5 3.5 -11.4 
Nordamerika 37.7 0.6 -6.7 - - -
Zentral- und Südamerika 1'116.3 16.9 -15.8 950.4 14.9 -14.5 
Afrika 892.8 13.5 -23,9 599.7 9.4 -32.8 
Asien 3'365.2 50.9 -2.3 3'673.3 57.7 9.2 
Australien - - - 95.5 1.5 -
Total 6'605.2 100.0 -12.4 6'366.6 100.0 -3.6 
davon: 
OECD-Staaten 1'072.4 16.2 9.0 1'002.9 15.8 -6.5 
64 ärmere Länder 2'312.3 35.0' -11.2 2'330.4 36.6 0.8 
davon: 
- Zentral- und Südamerika 2.9 0.0 38.1 2.3 0.1 -20.7 
- Afrika 373.1 5.6 -17.2 280.7 4.4 -24.8 
- Asien 1'936.3 29.3 -9.9 2'047.4 32.2 5.7 
Quelle: ERG-Jahresbericht 1995, Juni 1996, Tabellen 4 und 6. 
Die Aufteilung des ERG-Engagements nach Kontinenten bedarf einiger Erläute-
rungen: 
• Über die Hälfte des Engagements (58%) betreffen Exporte nach Asien, ins-
besondere nach Indonesien, China und in den Iran. 
• An zweiter Stelle steht (mit 15%) Lateinamerika, vor allem wegen der Ver-
träge betreffend Brasilien. Der Anteil Lateinamerikas ist in den letzten Jahren 
zurückgegangen. Da sich die Zahlungsfähigkeit der wichtigsten Handelspart-
ner der Schweiz verbessert hat, haben die Exporteure oft darauf verzichtet, 
bei der ERG eine Deckung zu beantragen. 1995 versicherte die ERG übrigens 
noch keine auf lokaler Ebene von Privatbanken garantierten Geschäfte. Diese 
Banken spielen aber im Rahmen der wirtschaftlichen Liberalisierungs-
politiken eine zunehmende Rolle. 
• Europa (vor allem die Türkei) steht (mit 13%) an dritter Stelle. 
• Afrika (einschliesslich Südafrika) steht (mit 9%) an vierter Stelle. Wegen der 
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schwierigen Lage der meisten afrikanischen Länder südlich der Sahara enga-
giert sich die ERG im allgemeinen nicht oder garantiert ausschliesslich kurz-
fristige Kredite. 
Jedoch sei darauf verwiesen, dass der Bund im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit Garantien vergibt, um den Export prioritärer Güter für 
bestimmte Länder zu erleichtern. In diesen Fällen übernimmt die ERG lediglich 
die administrative Betreuung der Garantien. 
{ ^ 1 9 9 7 Wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen, S. 157. 
• Ärmere Entwicklungsländer 
Bei der Definition der Gruppe der 64 ärmeren Entwicklungsländer bezieht sich 
der Bund auf eine vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD erstellte Liste. 
Diese umfasst die von den Vereinten Nationen festgelegte Gruppe der am wenig-
sten entwickelten Länder und 16 andere Länder, darunter China, Indien, Indone-
sien, Pakistan, Äypten und Nigeria. 
Die 1995 erteilten Neugarantien beliefen sich auf 868 Millionen Franken (40% 
der gesamten Neugarantien). Davon entfielen 783 Millionen Franken auf 
Geschäfte mit Asien (insbesondere China und Indonesien) und 85 Millionen 
Franken auf Afrika. Das ERG-Gesamtengagement für die ärmeren Länder 
betrug 2,3 Milliarden Franken, das heisst 37 Prozent der Gesamtsumme. 
• Schadenauszahlungen 1995 
Der Gesamtbetrag der Schadenauszahlungen belief sich 1995 auf 163 Millionen 
Franken, das heisst 8 Millionen weniger als 1994 4. Der grösste Teil der ERG-
Auszahlungen (147 Millionen Franken) erfolgte aufgrund von Schuldenkonsoli-
dierungsabkommen zwischen dem Bund und Algerien (52 Millionen Franken), 
Russland (41 Millionen Franken), Ägypten (21 Millionen Franken), Argentinien 
(15 Millionen Franken), Jordanien (9 Millionen Franken), Bulgarien, Honduras 
und Kamerun. 
Ausserdem hat die ERG Schadenauszahlungen von ingesamt 16 Millionen Fran-
ken geleistet, die vor allem Lieferungen an Serbien (4,4 Millionen Franken), 
Russland (4,0 Millionen Franken), Kamerun (1,6 Million Franken), Senegal 
(1,6 Millionen Franken) und Bosnien (1,1 Millionen Franken) betreffen. 
• Schuldenkonsolidierungen und Schuldenerlasse 
Ende 1995 waren 93 bilaterale Abkommen über die Umschuldung kom-
merzieller Schulden mit 31 verschiedenen Ländern in Kraft. Die aus diesen 
Abkommen erwachsenden ERG-Guthaben beliefen sich auf 3,1 Milliarden Fran-
ken (inklusive kapitalisierte Zinsen und angefallene, aber nicht bezahlte Zin-
sen) 5 . Unter Berücksichtigung der von der Eidgenössischen Bankenkommission 
(EBK) festgelegten Wertberichtigungssätze hat die ERG diese Guthaben mit 
1,4 Milliarden Franken in der Bilanz aufgeführt. 
4
 ERG-Jahresbericht 1995. Anhang B. 
5
 ERG-Jahresbericht 1995. Anhang D. Dieses Dokument enthält die Liste aller seit 1974 abgeschlossenen laufenden 
Schuldenkonsolidierungsabkommen. Die Auszahlungen durch die ERG (einschliesslich kapitalisierter Zinsen) belie-
fen sich auf 3461 Millionen Franken, die Rückzahlungen der Schuldnerländer auf 464 Millionen Franken (ERG-















Die ERG stellt mit Zufriedenheit die "gesamthaft verbesserte Zahlungfähigkeit 
und -bereitschaft der Schuldnerländer" fest. 1995 haben diese Länder 61 Prozent 
der Amortisationen und 67 Prozent der fälligen Zinsen beglichen (entsprechende 
Prozentsätze für 1994: 2 5 % und 56%) 6 . 
1995 hat der Bund bilaterale Entschuldungsabkommen mit Ägypten, den Philip-
pinen, Mauretanien, Guinea-Bissau und Guyana abgeschlossen. Die ERG hat 
dem Bund Forderungen im Gesamtwert von 177 Millionen Franken abgetreten 
(Berechnung gemäss den Wertberichtigungssätzen der Eidgenössischen Banken-
kommission). Die ERG stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die Qualität 
des Konsolidierungsportefeuilles sich aufgrund der Entschuldungsmassnahmen 
verbessert, da die risikoreichen und kaum bedienten Forderungen gegenüber den 
ärmeren Ländern somit aus diesem Portefeuille "verschwinden" 7 . 
[^1997 Massnahmen der Schweiz im Schuldenbereich, S. 34. 
Der Bund hat diese 177 Millionen Franken vom Betrag der Vorschüsse abgezo-
gen, die er der ERG für die Vorfinanzierung der Schuldenkonsolidierungen ein-
geräumt hatte. Unter zusätzlicher Berücksichtigung einer von der ERG geleiste-
ten Darlehensrückzahlung in Höhe von 50 Millionen Franken ist der Saldo des 
Bundesvorschusses Ende 1995 auf 1,7 Milliarden Franken abgesunken. 
• Erweiterung der ERG-Leistungen 
Im Juli 1996 hat die ERG ihr Leistungsangebot betreffend das Delkredererisiko 
und das Eventualrisiko von Fremdwährungsgeschäften ausgedehnt. Die Erweite-
rung der ERG-Leistungen ergibt sich aus Änderungen des ERG-Gesetzes und der 
ERG-Verordnung. Diesen Änderungen waren zuweilen lebhafte Debatten in den 
Kreisen der Wirtschaft, in den Institutionen der Entwicklungszusammenarbeit 
und den eidgenössischen Räten vorangegangen. 
Beim Delkredererisiko (oder kommerziellen Risiko) erschien das Fehlen einer 
Garantie bezüglich der privaten Zahlungen in Anbetracht der Liberalisierung des 
Finanzsektors in einer wachsenden Anzahl von Ländern als Anachronismus. Da 
die Privatversicherungen und die Schweizer Banken ausserdem selten akzeptier-
ten, dieses Risiko in den Entwicklungs- oder den Transitionsländern zu decken, 
waren die Schweizer Exporteure im internationalen Wettbewerb durch diese 
Lücke der ERG benachteiligt. Deshalb hat der Bundesrat in einer Botschaft vom 
24. Mai 1995 eine Gesetzesänderung vorgeschlagen, welche die ERG ermäch-
tigt, die von ihr zugelassenen Privatbanken in den Empfängerländern ebenfalls 
als Garanten zu akzeptieren. 
Im Vernehmlassungsverfahren und in den parlamentarischen Debatten hat diese 
Revision des ERG-Gesetzes breite Unterstützung gefunden. Mehrere Organisa-
tionen haben jedoch Kritik geübt. Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, wel-
che die Ansicht vertrat, dass die Revision lediglich die Exportwirtschaft fördere, 
verlangte, dass die ERG auch ihr Ziel der langfristigen Eigenwirtschaftlichkeit 
verfolgen und die Grundsätze der Entwicklungspolitik besser berücksichtigen 
solle. Gleichzeitig verwies die Arbeitsgemeinschaft auf ihre früheren Interven-
tionen betreffend die Überprüfung der Garantiegesuche, die Konsultation von 
6
 ERG-Jahresbericht 1995. S. 24. 
7
 ERG-Jahresbericht 1994. S. 3. 
128 
Sachverständigen für Entwicklungsfragen und die Einführung eines Evalua-
tionsverfahrens bei Grossprojekten. 
1 9 9 6 Revision des ERG-Gesetzes, S. 132-133. 
Im Nationalrat ist Rudolf Strahm (SP, Bern) auf den letzten Punkt zurück-
gekommen. Er schlug vor, das Gesetz durch einen Art. 5bis zu ergänzen, welcher 
vorsieht, dass Anfragen für Garantien von 10 Millionen Franken und mehr einer 
Überprüfung der entwicklungspolitischen und ökologischen Auswirkungen auf 
die Länder unterzogen werden, für die die Lieferungen bestimmt sind. Die Mehr-
heit des Nationalrates hat diesen Vorschlag abgelehnt, da sie ihn als un-
durchführbar und überflüssig ansah 8. Im März 1996 haben die eidgenössischen 
Räte die Revision des ERG-Gesetzes mit grosser Mehrheit angenommen. 
Was das Eventualrisiko von Fremdwährungsgeschäften betrifft, so sei daran erin-
nert, dass die ERG 1985 die Garantie gegen die Währungsrisiken wegen der 
grossen Verluste, die sie verursacht hatte, abschaffen musste. Die Anwendung 
dieses Instruments erfolgte unabhängig von den traditionellen Funktionen der 
ERG. Die Exportindustrie hat es jedoch durchgesetzt, dass die politischen Schä-
den sowie die Transfer- oder Delkredereschäden gegen einen Prämienzuschlag 
nach dem zum Zeitpunkt des Schadeneintritts gültigen Wechselkurs berechnet 
werden können, wenn die Verkaufsverträge in Fremdwährungen abgeschlossen 
sind. Der Bundesrat hat der ERG durch eine Änderung der Verordnung vom 
3. Juni 1996 die notwendigen Prerogativen erteilt. 
• OECD-Exportkreditarrangement 
Diese 1978 eingeführte Vereinbarung hat zum Ziel, Wettbewerbsverzerrungen 
infolge staatlicher Unterstützung von Exportkrediten zu vermeiden. 22 Länder, 
darunter die Schweiz, haben dieses Abkommen abgeschlossen. Das Arrange-
ment enthält Bestimmungen über staatliche und staatlich garantierte Exportfi-
nanzierungen und gebundene Finanzhilfe. Die letzte massgebliche Änderung der 
Vereinbarung wurde 1994 vorgenommen. Die Teilnehmerstaaten des Arrange-
ments bereiten derzeit neue Massnahmen vor, um noch bestehende Ungleichhei-
ten bei den Bedingungen der ERG-Erteilung und bei der Berechnung der Garan-
tiegebühren zu reduzieren. 
• Drei-Schluchten-Damm am Jangtsekiang in China 
1996 haben die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, die Erklärung von Bern und 
Greenpeace eine sehr aktive Kampagne gegen dieses Projekt geführt. Sie haben 
sich der Erteilung von Exportrisikogarantien an zwei Schweizer Unternehmen 
widersetzt, die sich an einer internationalen Ausschreibung der chinesischen 
Behörden beteiligen wollten. 
Der Bau des Staudamms hat bereits begonnen. Er soll Strom liefern, Über-
schwemmungen verhüten und die Schiffahrtsbedingungen auf dem Jangtse-Fluss 
verbessern. Diese drei Zielsetzungen sind eng miteinander verbunden. 
Im Oktober 1996 hat die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke der ERG-Kommis-
sion ihre Vorbehalte mitgeteilt. Da die Kommission in bezug auf die grundsätz-
8















lichen Anfragen von Asea Brown Boveri (ABB) und Sulzer dennoch ein positi-
ves Vorgutachten abgab, hat die Erklärung von Bern mit der Unterstützung von 
über 300 Persönlichkeiten einen Aufruf an den Bundesrat gerichtet. Diese Inter-
ventionen umfassten folgende Kritikpunkte: 
• Das Projekt ist viel zu gross, und das Finanzrisiko ist nicht unerheblich. 
• Über eine Million Menschen sollen umgesiedelt werden. 
• Die chinesische Regierung hat die Projektgegner zum Schweigen gebracht. 
• Historische Orte und Kulturstätten werden unter Wasser gesetzt. 
• Wertvolle Ökosysteme werden zerstört. 
• Mehrere ausländische Institutionen haben es abgelehnt, Lieferungen zu finan-
zieren oder zu garantieren. Die Weltbank ist nicht am Projekt beteiligt. 
Die Urheber dieser Interventionen anerkennen die Notwendigkeit, die Stromer-
zeugung Chinas zu steigern und Überschwemmungen zu verhüten. Jedoch könn-
ten diese Ziele durch den Bau kleinerer Staudämme an einigen Nebenflüssen des 
Jangtsekiang erreicht werden. Zum anderen müssten die Kohlekraftwerke 
modernisiert werden. Schliesslich könnten in der Schwerindustrie Energieein-
sparungen vorgenommen werden. 
Am 9. Dezember 1996 hat der Bundesrat seine grundsätzliche Zustimmung zur 
Erteilung der Garantien gegeben. In einem Communiqué erklärte er, dass er die 
Risiken des Projekts und die erwarteten positiven Auswirkungen in China wie auch 
in der Schweiz sorgfältig erwogen habe. Die Erklärung von Bern und Greenpeace 
protestierten: Diese Entscheidung trete das ERG-Gesetz und das Nord-Süd-Leit-
bild mit Füssen, welche für derartige Garantien die Einhaltung der Grundsätze 
der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit und die Berücksichtigung 
der Menschenrechtslage verlangen 9. 
D e r D r e i - S c h l u c h t e n - D a m m in Z a h l e n 
Beginn der Arbeiten: 1994 
Ungefähre Bauzeit: 15 Jahre 
Grösse des Staudamms (grösstes Bauwerk der Welt): 
- Länge: 2335 m ; - Höhe: 185 m 
Stausee: - Länge: 600 km - Oberfläche: 1000 km 2 
Installierte Leistung: - 26 Generatoren, die insgesamt 18'2O0 Megawatt (mehr als alle Schwei-
zer Kraftwerke zusammen) liefern. 
- Vorgesehene jährliche Stromerzeugung: 85 Milliarden kWh. 
Kosten des Projekts: 24 Milliarden Dollar (nach Angaben von ABB). 
Diese Kosten könnten sich gemäss gewisser Informationsquellen verdreifachen. 
Angebote von Schweizer Firmen: 
- Asea Brown Boveri: 14 Generatoren für über 340 Millionen Franken. 
(Der Gesamtkonzern reicht Offerten in Höhe von 850 Millionen Franken ein). 
- Sulzer: Turbinenteile für 25 Millionen Franken. 
Quellen: Nach Angaben aus dem Journal de Genève und der Neuen Zürcher Zeitung. 
9
 Journal de Genève. Neue Zürcher Zeitung. 10. Dezember 1996. 
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2. ZOLLPRÄFERENZEN 
Das Allgemeine Präferenzsystem (APS) wurde 1971 im Rahmen der UNCTAD 
entwickelt. Die Zollpräferenzschemen der Industrieländer sind ein autonomes 
und einseitiges Instrument der Aussenwirtschaftspolitik mit dem Ziel, die 
Importe von Produkten aus Entwicklungsländern zu fördern. Weltweit sind 15 
solche Präferenzschemen in Kraft, gewährt von 29 Ländern (die Staaten der 
Europäischen Union wenden alle das gleiche EU-Präferenzsystem an). 
Die Schweiz besitzt seit 1972 ein eigenes Zollpräferenzschema, das im Frühjahr 
1997 revidiert werden soll 1. Da die Präferenzschemen sehr unterschiedlich sind, 
verlangt die Ausnützung einen erheblichen administrativen Aufwand, den insbe-
sondere die ärmsten Entwicklungsländer nicht immer bestreiten können. Die 
Ausnützung der Schemen ist denn auch relativ gering (durchschnittlich unter 
50%). 
Die Gewährung der Zollpräferenzen hängt von der Einhaltung der Ursprungsre-
geln ab. Diese Regeln bestimmen, in welchem Mass die Entwicklungsländer in 
ihrem Produktionsverfahren Halbfabrikate verwenden dürfen, die aus Drittlän-
dern stammen. Voraussetzung für einen begünstigten Marktzugang in der 
Schweiz ist ein genügender Verarbeitungsanteil der Waren in den Entwicklungs-
ländern. Angesichts der aktuellen Globalisierung in der Produktion bestimmter 
Güter ist der genaue Ursprung von Halbfabrikaten, die in der Herstellung von 
Fertigwaren verwendet werden, bisweilen schwierig nachzuweisen. 
1
 Siehe Jahrbuch 1996, S. 133, und Jahrbuch 1994, S. 119, zur Beschreibung des von der Schweiz angewandten Zoll-
präferenzschemas und zu den Forderungen der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke nach einer Verbesserung des Zoll-















Die neue Verordnung über die Gewährung von Zollpräferenzen zugunsten der 
Entwicklungsländer ist in der Schweiz am 1. Juli 1996 in Kraft getreten. Ziel ist 
eine Erleichterung des Systems durch die Einführung von zwei wesentlichen 
Änderungen: Erstens besteht die Möglichkeit, Schweizer Halbfabrikate zu ver-
wenden und diese bei der Bestimmung des Ursprungs als Ursprungserzeugnis 
des Entwicklungslandes zu betrachten; dies kann zu einer verstärkten industriel-
len Kooperation zwischen Schweizer Firmen und solchen in den begünstigten 
Ländern beitragen. Beispiel: Für eine in Malaysia hergestellte Lokomotive 
(Wertschöpfung 40% des Preises ab Fabrik) wird ein aus der Schweiz importier-
ter Transformator verwendet (Kauf im Wert von 60% des Preises ab Fabrik. Die 
Eisenbahn wird beim Import in die Schweiz als Endprodukt mit malaysischem 
Ursprung betrachtet und erhält die präferenzielle Behandlung laut APS. Hinge-
gen würde dieser elektrische Zug keine Zollpräferenzen erhalten, wenn der 
Transformator in Taiwan gekauft würde. Die zweite Neuerung besteht in der 
Toleranzregel, wonach Materialien, die aus einem Land ohne APS-Begünsti-
gung stammen, trotzdem bis zu einem Gesamtanteil von 5% des Preises ab 
Fabrik verwendet werden können. Wenn also das Entwicklungsland 4 % der 
Halbfabrikate beispielsweise aus Japan importiert, können die Präferenzen für 
das fragliche Produkt gewährt werden. Die Ursprungsregeln des Schweizer ASP 
sind jetzt dem Schema der Europäischen Union und Norwegens sehr ähnlich. 
Auch die EU hat die beiden obengenannten Änderungen in ihr Präferenzschema 
eingeführt. 
Q U E L L E 
Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement, Pressemilteilung, Bern, 17. April 1996 "Neue Verordnung über die 
Gewährung von Zollpräferenzen zugunsten der Entwicklungsländer". BAWI. 
3. WIRTSCHAFTSDIPLOMATIE UND BILATERALE WIRTSCHAFTSABKOMMEN 
(INVESTITIONSSCHUTZ, DOPPELBESTEUERUNG, FREIHANDEL) 
Die Pflege der Beziehungen zwischen der Schweiz und den Partnerländern 
umfasst unter anderem die Wirtschaftsdiplomatie. Die Vorbereitung bilateraler 
Wirtschaftsabkommen zur Intensivierung der Handelsbeziehungen, zur 
Erschliessung neuer Märkte und zur Steigerung der Investitionstätigkeit gipfelt 
nach einer Vorbereitungsphase in der Regel im Besuch von hochrangigen Dele-
gationen mit Vertretern aus der Verwaltung und der Privatwirtschaft. Die 
Abkommen über Investitionsschutz und Doppelbesteuerung haben das Ziel, ein 
günstiges Investitionsklima zu fördern. Investitionsschutzabkommen verbessern 
die Rechtssicherheit für schweizerische Investoren; mit dem Abschluss eines 
Doppelbesteuerungsabkommens verzichten die beiden Vertragsstaaten auf einen 
Teil ihrer Steuerhoheit, um zu vermeiden, dass Einkünfte doppelt besteuert wer-
den. In den letzten Jahren wurden solche bilateralen Abkommen vorwiegend mit 
Ländern abgeschlossen, die für die Schweizer Exportindustrie bedeutend sind 
oder die aufstrebende, expandierende Märkte bieten (bestimmte asiatische oder 
lateinamerikanische Staaten, Transitionsländer). 
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• Investitionsschutzabkommen 
Die meisten Industrieländer befürworten wie die Schweiz die Schaffung multila-
teraler Regeln im Investitionsbereich. In der OECD laufen Verhandlungen unter 
den Mitgliedsstaaten für ein multilaterales Abkommen über Investitionen. Anläss-
lich der Ministerkonferenz von Singapur im Dezember 1996 schuf die WTO eine 
Arbeitsgruppe, die sich mit der Beziehung zwischen Handel und Investitionen 
befassen soll. Weil ein multilateraler Rechtsrahmen fehlt, haben die Industri-
eländer seit rund dreissig Jahren bilaterale Abkommen abgeschlossen. 
Die Schweiz gehört zu den Ländern mit einem sehr dichten Netz an bilateralen 
Investitionsschutz- und Investitionsförderungsabkommen. Die Schweiz möchte 
ihren Unternehmen in den Entwicklungsländern und in den Transitionsländern 
grössere Rechtssicherheit gewährleisten. 
In der Botschaft über die Verlängerung des Bundesbeschlusses betreffend den 
Abschluss von Abkommen in diesem Bereich werden folgende Kriterien in Erin-
nerung gerufen: "Diese Abkommen sollen schweizerischen Investoren auf dem 
Gebiet des anderen Vertragsstaates eine gerechte und billige Behandlung gemäss 
Völkerrecht garantieren. Dabei soll angestrebt werden, dass der Vertragsstaat 
diejenige Behandlung zusichert, die er den eigenen Staatsangehörigen gewährt 
oder, wenn dies vorteilhafter ist, den Investitionen der meistbegünstigten Nation 
einräumt. Von Bedeutung ist auch die Möglichkeit des Transfers von Investi-
tionserträgen wie Gewinne und Dividenden und anderen Zahlungen im Zusam-
menhang mit Kapitalanlagen. Bei einer allfälligen Enteignung sollen eine wert-
entsprechende Entschädigung vorgesehen und die einschlägigen völkerrechtli-
chen Normen beachtet werden. Schliesslich soll bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Vertragsparteien ein Schiedsgericht angerufen werden können" . 
Der Bundesrat wird im Bundesbeschluss ermächtigt, Investitionsschutzabkom-
men zu unterzeichnen; das Parlament muss daher nicht jedes einzelne Abkom-
men genehmigen. In Tabelle 20 ist die Liste der Abkommen mit Entwicklungs-
ländern oder Transitionsländern aufgeführt. 
• Doppelbesteuerungsabkommen 
Doppelbesteuerungsabkommen verteilen die Besteuerung von Personen und 
Unternehmen auf die beiden Unterzeichnerstaaten und verhindern so, dass in der 
Schweiz und im Partnerland Steuern erhoben werden. Derartige bilaterale 
Abkommen regeln die Besteuerung der natürlichen Personen und der Unterneh-
men: Einkommen, Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, Dividenden, Zin-
sen, Lizenzgebühren, Kapitalgewinne, Einkünfte von Künstlern und Sportlern, 
Renten. Wenn das andere Land keine Vermögenssteuer kennt, bezieht sich das 
Abkommen nur auf die Einkommenssteuer (z.B. Abkommen mit Jamaika und 
Thailand). Neben der Beseitigung der Doppelbesteuerung im Interesse des Steu-
erpflichtigen vermittelt ein solches Abkommen den im anderen Land tätigen 
schweizerischen Firmen in der Regel einen steuerlichen Schutz; ferner begün-
stigt es neue Investitionen und gibt schweizerischen Unternehmen die Garantie, 
keine weniger vorteilhafte steuerliche Behandlung zu erfahren als Konkurrenten 
aus Drittstaaten. 
Botschaft über die Verlängerung des Bundesbeschlusses betreffend den Abschluss von Abkommen über den Schutz und 















Tabelle Nr. 20 
Liste der von der Schweiz abgeschlossenen Investitionsschutz- und 
Investitionsförderungsabkommen (Stand am 31 . Januar 1997) 
Datum Datum des 
der Unterschrift Inkrafttretens 
Datum Datum des 
der Unterschrift Inkrafttretens 
Afrika: 
Tunesien 02.12.1961 19.01.1964 Zaire 10.03.1972 10.05.1973 
Niger* 28.03.1962 17.11.1962 Zentralafrika-
nische Republik*28.02.1973 04.07.1973 
Guinea* 26.04.1962 29.07.1963 
Elfenbeinküste* 26.06.1962 18.11.1962 Ägypten 25.07.1973 04.06.1974 
Senegal* 16.08.1962 13.08.1964 Sudan 17.02.1974 14.12.1974 
Kongo* 18.10.1962 11.07.1964 Mauretanien* 09.09.1976 30.05.1978 
Kamerun* 28.01.1963 06.04.1964 Mali 08.03.1978 08.12.1978 
Liberia* 23.07.1963 22.09.1964 Marokko 17.12.1985 12.04.1991 
Ruanda* 15.10.1963 15.10.1963 Ghana 08.10.1991 16.06.1993 
Togo* 17.01.1964 09.08.1966 Kap Verden 28.10.1991 06.05.1992 
Madagaskar* 17.03.1964 31.03.1966 Gambia 22.11.1993 30.03.1994 
Tansania 03.05.1965 16.09.1965 Namibia 01.08.1994 
-
Benin* 20.04.1966 06.10.1973 Sambia 03.08.1994 07.03.1995 
Tschad* 21.02.1967 31.10.1967 Südafrika 27.06.1995 -
Burkina Faso* 06.05.1969 15.09.1969 Simbabwe 15.08.1996 
-
Uganda 23.08.1971 08.05.1972. 
Gabun* 
(gekündigt) 28.01.1972 18.10.1972 
Lateinamerika: 
Costa Rica 01.09.1965 18.08.1966 Paraguay 31.01.1992 28.09.1992 
Ekuador 02.05.1968 11.09.1969 Honduras** 14.10.1993 
-
Panama 19.10.1983 22.08.1985 Venezuela 18.11.1993 30.11.1994 
Bolivien 06.11.1987 13.05.1991 Brasilien 11.11.1994 
-
Uruguay 07.10.1988 22.04.1991 El Salvador 08.12.1994 16.09.1996 
Jamaika 11.12.1990 21.11.1991 Barbados 29.03.1995 22.12.1995 
















Südkorea 07.04.1971 07.04.1971 Türkei 03.03.1988 21.02.1990 
Indonesien 06.02.1974 09.04.1976 Vietnam 03.07.1992 03.12.1992 
Jordanien 11.11.1976 02.03.1977 Hongkong 22.09.1993 22.10.1994 
Syrien 22.06.1977 10.08.1978 Pakistan 11.07.1995 06.05.1996 
Malaysia 01.03.1978 09.06.1978 Kambodscha 12.10.1996 -
Singapur 06.03.1978 03.05.1978 Mongolei 29.01.1997 -
Sri Lanka 23.09.1981 12.02.1982 
China 12.11.1986 18.03.1987 
Europa: 
Malta* 20.01.1965 23.02.1965 
Russland und GUS: 
Ungarn 05.10.1988 16.05.1989 Weissrussland 28.05.1993 13.07.1994 
Polen 08.11.1989 17.04.1990 Rumänien 15.10.1993 30.07.1994 
Tschechien 05.10.1990 07.08.1991 Kasachstan 12.05.1994 -
Russland 01.12.1990 26.08.1991 Ukraine 20.04.1995 -
Bulgarien 28.10.1991 26.10.1993 Slowenien 09.11.1995 -
Albanien 22.09.1992 30.04.1993 Moldawien 30.11.1995 -
Estland 21.12.1992 18.08.1993 Mazedonien 26.09.1996 -
Lettland 22.12.1992 16.04.1993 Kroatien 30.10.1996 -
Litauen 23.12.1992 13.05.1993 
Usbekistan 16.04.1993 05.11.1993 
* Abkommen die auch Bestimmungen betreffend Handel und Zusammenarbeit enthalten. 
** Ersetzt das Abkommen vom 20.7.1966 
Quelle: BAWI. 
Die von der Schweiz ausgehandelten Doppelbesteuerungsabkommen folgen dem 
Musterabkommen der OECD. Die Politik der meisten Entwicklungsländer stützt 
sich auf das UNO-Musterabkommen, welches einen deutlichen Schwerpunkt auf 
das Besteuerungsrecht des Quellenstaates setzt. In bisweilen recht langwierigen 
Verhandlungen müssen für bestimmte Sektoren Kompromisse geschlossen wer-
den, namentlich wenn sich das Partnerland in erster Linie an das UNO-Musterab-
kommen anlehnen möchte. Nachdem ein Abkommen paraphiert und anschliessend 
von beiden Staaten unterzeichnet wird, bedarf es in der Schweiz der Genehmigung 
durch die eidgenössischen Räte (es untersteht nicht dem fakultativen Referendum). 
Das Abkommen tritt nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden zwischen den 
beiden Staaten in Kraft und wird in der Regel zu Beginn des nächsten Steuerjah-
res angewandt. In Tabelle 21 ist die Liste der Abkommen mit Entwicklungsländern 















Tabelle Nr. 21 
Doppelbesteuerungsabkommen 
mit Entwicklungsländern: mit Osteuropa/GUS: 
Land Unterzeichnungsjahr Land Unterzeichnungsjahr 
Pakistan 1959/1962 Ungarn 1981 
Trinidad und Tobago 1973 Polen 1991 
Malaysia 1974 Rumänien 1993 
Singapur 1975 Bulgarien 1991 
Südkorea 1980 Russische Föderation* 1995 












* Das Abkommen mit der russische Föderation ersetzt jenes, das 1986 mit der ehemaligen Sowjetunion unterzeichnet 
wurde. 
Quelle: Eidg. Steuerverwaltung. 
• Bilaterale Abkommen, kürzlich unterzeichnete Abkommen, 
Wirtschaftsdiplomatie 
Lateinamerika: 
Barbados (Antillen): Im Jahr 1995 wurde ein Investitionsschutzabkommen 
unterzeichnet. 
Kuba: Vom 27. Juni bis zum 2. Juli 1996 weilte eine gemischte schweizerische 
Wirtschaftsdelegation unter der Leitung von Botschafter Nicolas Imboden und in 
Begleitung von Vertretern der Privatwirtschaft (darunter Vertreter des Tabakkon-
zerns Villiger, Firmen wie Ciba-Geigy, Roche, SMH, SGS, Holderbank und 
ABB) in Kuba. Anlässlich dieses Besuchs wurde ein Abkommen über Investi-
tionsschutz und -förderung unterzeichnet. Die Schweiz hat als 17. Land ein Inve-
stitionsschutzabkommen mit Kuba abgeschlossen. Das Problem der kubanischen 
Schulden gegenüber der Schweiz stand unter anderem auf der Tagesordnung der 
Gespräche. 
Die Handelsbeziehungen zwischen der Schweiz und Kuba sind bescheiden. 1995 
exportierte die Schweiz Waren im Wert von 9,2 Millionen Franken (hauptsäch-
lich Insektizide, Fungizide, Herbizide und Milchprodukte). Die schweizerischen 
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Importe aus Kuba beliefen sich auf 12,5 Millionen Franken (vor allem Zigarren, 
deutlich kleinere Mengen Honig und Schalentiere) 2. 
Die schweizerischen Investitionen in Kuba sind derzeit nicht bedeutend, könnten 
jedoch künftig zunehmen (im Tourismus, in der chemisch-pharmazeutischen 
Industrie, im Landwirtschafts- und Ernährungssektor sowie im Bau). Kuba ist 
seit über dreissig Jahren vom US-Wirtschaftsembargo betroffen. Das Helms-Bur-
ton-Gesetz der Vereinigten Staaten geht noch weiter: Es sieht namentlich vor, 
dass Unternehmen, welche in Kuba kaufen oder investieren, in den USA einge-
klagt und mit Sanktionen belegt werden können, wenn ihre Geschäfte Grund-
stücke betreffen, die vor der Revolution von 1959 amerikanischen Staatsbürgern 
gehört hatten. Im März 1996 hatte die Schweiz in einer diplomatischen Note den 
Vereinigten Staaten ihre Kritik an diesem Gesetz, das eine extraterritoriale 
Anwendung amerikanischen Rechts vorsieht, deutlich gemacht. Die Europäische 
Union hat die Streitigkeit mit den Vereinigten Staaten zum Helms-Burton-Gesetz 
vor die WTO gebracht. 
Jamaika: 
Der Bundesbeschluss über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Jamaika 
wurde vom Ständerat und vom Nationalrat im Oktober 1995 bzw. im Dezember 
1995 ohne Gegenanträge angenommen. 
Mexiko: 
Im Rahmen des Mexikobesuches einer gemischten Wirtschaftsdelegation wurde 
am 10. Juli 1995 ein Investitionsschutz- und Investitionsförderungsabkommen 
unterzeichnet, das im März 1996 in Kraft trat. Nach Spanien ist die Schweiz das 
erste europäische Land, welches ein solches Abkommen mit Mexiko abschlies-
sen konnte. Am 1. Januar 1995 war ein Doppelbesteuerungsabkommen in Kraft 
getreten. Die (kumulierten) Schweizer Direktinvestitionen in Mexiko erreichten 
1995 ca. 1,5 Milliarden Franken. 1994 stand die Schweiz unter den Hauptinve-
storen in Mexiko an achter Stelle. 
Afrika: 
Südafrika: 
Im April 1996 reiste Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz nach Südafrika. Im Vor-
dergrund seines Besuches standen die Teilnahme an der UNCTAD IX, die Unter-
redung mit Präsident Nelson Mandela sowie Kontakte mit südafrikanischen Wirt-
schaftskreisen. 1995 lagen die Schweizer Exporte nach Südafrika bei 700 Mil-
lionen Franken, die Importe aus diesem Land bei 284 Millionen Franken (die 
Schweiz ist der fünftgrösste Handelspartner Südafrikas). Mit über 880 Millionen 
Franken Investitionen von insgesamt über 200 Schweizer Unternehmen (was 
25 '000 Beschäftigten in diesen Unternehmen entspricht) belegt die Schweiz den 
vierten Rang der ausländischen Investoren in Südafrika. 
Simbabwe: 
Im August 1996 weilte der Direktor des BAWI, Franz Blankart, in Simbabwe, 
Mosambik und Sambia. Dabei wurde ein Investitionsschutzabkommen mit Sim-
2
 Quelle für die Angaben dieses Kapitels über den Handel der Schweiz mit den Entwicklungsländern oder Transitions-















babwe unterzeichnet. Der Westen, so Franz Blankart, könne es sich nicht leisten, 
den ganzen afrikanischen Kontinent zu vernachlässigen, wo doch bestimmte 
Länder ein reales Potential aufwiesen 3. 
Asien: 
China: 
Im Oktober 1996 unternahm Jean-Pascal Delamuraz an der Spitze einer Wirt-
schaftsdelegation seine fünfte Asienreise nach Japan, China, Kambodscha und 
Thailand. Dank einem Lizenzvertrag erhält die Winterthur-Versicherung als erste 
europäische Versicherungsgesellschaft eine - zurzeit auf Schanghai beschränkte 
- Lizenz für den chinesischen Markt. Zudem akzeptierte China eine wesentliche 
Senkung der Zölle für bestimmte schweizerische Exportgüter (vor allem im Tex-
tilsektor). Den Schweizer Unternehmern bereitet der unzureichende Schutz des 
geistigen Eigentums in China Sorgen. Während des vorangegangenen Besuches 
einer Wirtschaftsdelegation im Oktober 1995 wurde China ein 4. Mischkredit 
für Umweltschutzprojekte gewährt. 1996 unterzeichneten die Schweiz und China 
ein Abkommen über die Schaffung eines Investitionsfonds (Beitrag des BAWI 
von 25 Millionen Franken) zur Förderung der Investitionen kleiner und mittlerer 
Unternehmen. 1995 wurden über 470 Millionen Franken schweizerische Direkt-
investitionen in China verzeichnet, und zahlreiche Joint-Venture-Projekte stehen 
in Ausführung. 
Für die Schweiz ist China der erste Güterlieferant unter den Entwicklungslän-
dern und der zwölfte Lieferant allgemein (1,1 Milliarden Exporte für 1995). Zwi-
schen 1990 und 1995 verdoppelten sich die Schweizer Exporte nach China und 
erreichten 843 Millionen Franken. Die Schweiz kauft also mehr Waren von 
China, als sie verkauft. Oft ist im Handel mit Entwicklungsländern das Gegen-
teil der Fall. Am 1. Juli 1997 wird Hongkong an China übergehen. Hongkong 
war im Jahr 1995 unter den Entwicklungsländern der zweitgrösste Lieferant der 
Schweiz (Importe über 643 Millionen Franken) und der deutlich wichtigste 
Abnehmer (Exporte aus der Schweiz von 2,8 Milliarden Franken für das Jahr 
1995). 
Kambodscha: 
Im Oktober 1996 weilte Bundespräsident Jean-Pascal Delamuraz als erster west-
licher Staatschef seit den Wahlen vom Mai 1993 in Kambodscha. Mitglieder der 
Delegation waren Andres Leuenberger, Präsident des Vororts, Nicolas Imboden, 
Delegierter für Handelsverträge, sowie Botschafter Heinrich Reimann vom 
BAWI. Anlässlich dieses Besuches konnte ein Abkommen über den Investitions-
schutz unterzeichnet werden. Die Schweiz hat so als erstes Land ein solches 
Abkommen mit Kambodscha unterzeichnet. Zurzeit sind zwar erst wenige 
schweizerische Unternehmen präsent (Diethelm Travel, Holderbank, Nestle, 
SGS), aber Kambodscha ist eine aufstrebende Volkswirtschaft (Schweizer Direkt-
investitionen heute unter 2 Millionen Franken). Die Handelsbeziehungen sind 
noch bescheiden. 1995 erreichten die schweizerischen Exporte nach Kambodscha 
1,6 Millionen Franken, davon 1,1 Millionen Franken Erzeugnisse der Uhrenin-
dustrie, während die Importe sich auf 0,3 Millionen Franken beliefen. 
3
 Neue Zürcher Zeitung, 21 . August 1996 "Blankart über Afrika als Wirtschaftspartner". 
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Thailand: 
Im Mai 1996 unterbreitete der Bundesrat die Botschaft über das am 12. Februar 
1996 unterzeichnete Doppelbesteuerungsabkommen mit Thailand. Der Bundes-
beschluss über das Abkommen wurde im September 1996 vom Ständerat geneh-
migt. 
Die Schweizer Investitionen in Thailand belaufen sich seit anfangs der 90er Jahre 
auf rund 60 Millionen Franken pro Jahr 4. Zahlreiche schweizerische Unterneh-
men, vor allem in der chemisch-pharmazeutischen Industrie und im Ernährungs-
sektor, sind in Thailand vertreten. Im April 1996 hat die Keramik Holding aus 
Laufen in Thailand ihre erste Produktionsstätte im Fernen Osten gegründet, 
nachdem sie 45 Jahre in Brasilien tätig war und in den 90er Jahren auch in Ost-
europa Fuss fasste. Mit Importen von 588 Millionen Franken und schweizeri-
schen Exporten von 876 Millionen Franken für das Jahr 1995 ist Thailand ein 
wichtiger Handelspartner der Schweiz 5 . Bei den schweizerischen Exporten neh-
men die Maschinen- und Uhrenindustrie die wichtigsten Positionen ein. 
Zentral- und Osteuropa/GUS, Transitionsländer: 
Russische Föderation: 
Im Februar 1996 unterbreitete der Bundesrat die Botschaft über das am 15. 
November 1995 unterzeichnete Doppelbesteuerungsabkommen mit der Russi-
schen Föderation. Das Abkommen wurde vom Nationalrat und anschliessend 
vom Ständerat im September 1996 genehmigt. 
1995 exportierte die Schweiz Waren im Wert von 365 Millionen Franken in die 
Russische Föderation. Im gleichen Jahr betrugen die Importe 508 Millionen 
Franken, davon Platin für 286 Millionen Franken, Rohaluminium für 74 Millio-
nen Franken und Gas für 57 Millionen Franken. 
Tschechische Republik: 
Im Januar 1996 unterbreitete der Bundesrat die Botschaft über das im Juni 1995 
paraphierte und am 4. Dezember 1996 unterzeichnete Doppelbesteuerungsab-
kommen mit der Tschechischen Republik. Das Abkommen wurde vom Natio-
nalrat genehmigt und anschliessend vom Ständerat in der Septembersession 1996 
angenommen. Ein Abkommen über den Investitionsschutz ist bereits seit 1991 in 
Kraft. Dank den Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Ländern und der 
Tschechischen Republik und dank den bilateralen Abkommen zwischen den bei-
den Ländern im Landwirtschaftsbereich werden kaum noch Zölle auf Importe 
aus Tschechien erhoben. 
Eine tschechische Wirtschaftsdelegation unter Leitung des Industrie- und Han-
delsministers stattete der Schweiz im Oktober 1995 einen Besuch ab. Die 
Schweiz steht unter den ausländischen Investoren in Tschechien an fünfter oder 
sechster Stelle (150 Millionen Dollar 1995). Über 230 Beteiligungen schweize-
rischer Unternehmen, darunter Keramik Laufen, Ringier und Telekom, werden 
geführt. 1995 erreichten die Warenexporte der Schweiz in die Tschechische 
Republik 481 Millionen Franken (Importe 250 Millionen Franken. 
4
 Quelle : Botschaft über ein Doppelbesteuerungsabkommen mit Thailand, Bern, 1. Mai 1996. 
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Slowenien/Mazedonien und Kroatien: 
Ein Investitionsschutzabkommen wurde im November 1995 unterzeichnet. Zwei 
weitere solche Abkommen wurden im Herbst 1996 mit Mazedonien und Kroa-
tien abgeschlossen. 
• Freihandelsabkommen 
In den letzten Jahren hat die Schweiz im Rahmen der EFTA mit einer Reihe von 
zentral- und osteuropäischen Staaten - Bulgarien, Ungarn, Polen, Tschechische 
Republik, Rumänien und Slowakei - Freihandelsabkommen abgeschlossen. Um 
den jeweiligen Abkommen zwischen den einzelnen EFTA-Ländern und den bal-
tischen Staaten eine multilaterale Tragweite zu verleihen, unterzeichneten die 
EFTA-Staaten Freihandelsabkommen mit Estland, Lettland (Anwendung ab dem 
1. Juni 1996) und Litauen (Anwendung ab dem 1. Januar 1997). 
Das von der Schweiz und von Slowenien im November 1994 paraphierte Frei-
handelsabkommen wurde im Juni 1995 im Rahmen der EFTA in ein multilatera-
les Abkommen umgewandelt. Anfang 1996 hat die Schweiz das Abkommen 
sowie eine bilaterale Vereinbarung betreffend den Handel mit Agrarprodukten 
genehmigt. 
Wesentliches Ziel dieser Abkommen ist die Ausweitung der Handelsbeziehungen 
zwischen den Ländern durch die schrittweise Errichtung einer Freihandelszone 
zwischen den EFTA-Staaten und dem betreffenden Land. Die Freihandelsab-
kommen wurden als Reaktion auf die Assoziationsverhandlungen der Europäi-
schen Union mit den osteuropäischen Ländern abgeschlossen. In den Abkommen 
werden die Listen der abgedeckten Produkte angeführt (industrielle Erzeugnisse, 
verarbeitete landwirtschaftliche Erzeugnisse und Fische für das Abkommen mit 
Slowenien). Oft sind die Abkommen asymmetrisch: Die von den EFTA-Staaten 
gewährten Zollkonzessionen treten mit der Unterzeichnung in Kraft (Beseitigung 
der Importzölle), während dem osteuropäischen Partnerland eine Übergangsfrist 
(im Fall Sloweniens fünf Jahre) zusteht, um Konzessionen für Produkte aus 
EFTA-Ländern zu beschliessen. Der Bundesrat betont in seiner Botschaft, dass 
die gewährten Zollkonzessionen keine nennenswerten Auswirkungen auf die 
schweizerische Landwirtschaft zeitigen werden 6 . Dank den Schutzklauseln kann 
ein Land Zollkonzessionen suspendieren, wenn die Importe den inländischen 
Herstellern gleichartiger Waren einen ernsthaften Schaden zuzufügen drohen 
oder die Wirtschaftslage einer Region schwerwiegend beeinträchtigen könnten. 
Slowenien kann sich während einer bestimmten Frist auf eine Schutzklausel 
berufen, wenn Einfuhren aus EFTA-Ländern eine schwerwiegende Gefahr für die 
wirtschaftliche Strukturanpassung bedeuten (insbesondere für junge Industrie-
zweige oder Sektoren, in denen eine Umstrukturierung in Gang ist). Die Parteien 
verpflichten sich, Massnahmen zur Durchsetzung der geistigen Eigentumsrechte 
und zur Verhinderung von Zuwiderhandlungen (z.B. Fälschungen, Produktepira-
terie) zu verabschieden. 
6
 Bolschaft über das Abkommen zwischen den EFTA-Staaten und Slowenien, 17. Januar 1996, im Aussenwirtschafts-
bericht 95/1+2 (Botschaft Nr. 95.091). 
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• Abkommen über Handel und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Im Jahr 1996 unterzeichnete die Schweiz mit der Ukraine, der Republik Moldau, 
Mazedonien und Albanien bilaterale Abkommen über Handel und wirtschaftli-
che Zusammenarbeit. Ähnliche Abkommen existieren bereits mit Usbekistan, 
Weissrussland, Kasachstan und der Russischen Föderation. Die Abkommen fol-
gen den allgemeinen Grundsätzen der WTO. Die Vertragsparteien gewähren ein-
ander gegenseitig die Meistbegünstigung, sehen von einer diskriminierenden 
Behandlung ihrer Waren ab (Diskriminierungsverbot) und befolgen die Inländer-
behandlung (gleiche Behandlung für inländische und importierte Waren). Der 
internationale Zahlungsverkehr muss in frei konvertierbarer Währung ohne 
Restriktionen stattfinden können (keine Devisenrestriktionen, Tausch- oder 
Kompensationsgeschäfte). Ferner müssen die Vertragsparteien einen effizienten, 
nicht diskriminierenden Schutz des geistigen Eigentums vorsehen. Die Abkom-
men sehen keine Zollsenkungen, jedoch die Zusammenarbeit zum Abbau der 
technischen Handelshemmnisse vor. Mit solchen Abkommen möchten die Staa-
ten die wirtschaftliche Zusammenarbeit fördern: die gegenseitigen Wirtschafts-
beziehungen festigen und diversifizieren, neue Versorgungsquellen und Märkte 
erschliessen, Joint-Ventures und Lizenzvergaben unterstützen, die Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen am Handel begünstigen und Strukturanpas-
sungen beschleunigen. 
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